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Kommission von Bundestag und Bundesrat
zur Modernis ierung

der Bund-Länder-F inanzbeziehungen
– Lei tung des Sekretar iats –

Arbeitsgruppe 1 – Vorschläge zur Änderung des Grundgesetzes1
(Stand 09.09.08)

Schuldengrenze für den Bund

Zu Artikel 115 GG

AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)
Art. 115 GG wird geändert:

[Schuldenbegrenzung für den
Bund]

Langfassung:
Absatz 1
1 Die Aufnahme von Krediten
sowie die Übernahme von Bürg-
schaften, Garantien oder sonsti-

Artikel 115 wird
neu gefasst:

[Kreditaufnahme
und Gewährleis-
tung des Bundes]

1Die Aufnahme
von Krediten so-
wie die Übernah-
me von Bürger-
schaften, Garan-

Art. 115 GG wird neu
gefasst:

[Kreditaufnahme und
Gewährleistung des
Bundes]

Absatz 1
1Der Bundeshaushalt
muss ohne Aufnah-
me von Krediten
ausgeglichen sein

Artikel 115 wird
wie folgt geän-
dert:

In Absatz 1 werden
die Sätze 2 und 3
gestrichen.

Artikel 115 wird wie folgt
geändert:

[Kreditbeschaffung und Ü-
bernahme von Bürgschaf-
ten, Garantien oder sonsti-
gen Gewährleistungen]

Absatz 1
1Die Aufnahme von Kredi-
ten ist nur in außerordentli-
chen und unvorhergesehen
Notsituationen zulässig und
bedarf einer der Höhe be-

1
In dieser Synopse werden nur die vorliegenden ausformulierten Gesetzentwürfe berücksichtigt.
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AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)
gen Gewährleistungen, die zu
Ausgaben in künftigen Rech-
nungsjahren führen können, be-
dürfen einer der Höhe nach be-
stimmten oder bestimmbaren
Ermächtigung durch Bundes-
gesetz. 2 Einnahmen und Aus-
gaben sind bei der Veran-
schlagung in einer konjunk-
turellen Normallage grund-
sätzlich ohne Einnahmen aus
Krediten auszugleichen. 3Eine
Kreditaufnahme von bis zu
0,35 % des Bruttoinlands-
produktes ist zulässig; die
Höchstgrenze verändert sich
um den Saldo der finanziellen
Transaktionen. 4Wird für das
Haushaltsjahr eine von der
Normallage abweichende wirt-
schaftliche Entwicklung er-
wartet, verändert sich die
Höchstgrenze der zu veran-
schlagenden Einnahmen aus
Krediten nach Satz 3 um die-
jenigen Einnahmen aus Kredi-
ten oder Überschüsse, die der
erwarteten Wirkung der kon-
junkturellen Entwicklung auf
den Haushalt entsprechen.

tien oder sonsti-
gen Gewährleis-
tungen, die zu
Ausgaben in künf-
tigen Rechnungs-
jahren führen
können, bedürfen
einer der Höhe
nach bestimmten
oder bestimm-
baren Ermächti-
gung durch Bun-
desgesetz. 2Das
Nähere regelt ein
Bundesgesetz.“

(struktureller Haus-
haltsausgleich). 2Ein
Haushalt ist ausge-
glichen, wenn seine
bereinigten Ausga-
ben seine bereinigten
Einnahmen nicht ü-
bersteigen. 3Die Be-
reinigung umfasst
konjunkturelle Wir-
kungen und ver-
tragsbedingte Ände-
rungen des Bundes-
vermögens.

Absatz 2 wird neu
gefasst.
Kredite zur Finan-
zierung von Net-
toinvestitionen
sind zulässig.“

Neue Absätze 3
bis 5 werden ein-
gefügt.
1Die im Haus-
haltsplan veran-
schlagten Ausga-
ben dürfen die
konjunktur-
bereinigten Ein-
nahmen nicht ü-
bersteigen.
2Ausgaben für
Nettoinvestitionen
und Einnahmen
aus Krediten wer-
den hierbei nicht
berücksichtigt.

stimmten oder bestimmba-
ren Ermächtigung durch
Bundesgesetz. 2Diesem Ge-
setz müssen zwei Drittel der
Mitglieder des Bundestages
zustimmen. 3Im Falle einer
Kreditaufnahme hat der
Bundestag gleichzeitig ei-
nen Tilgungsplan zu verab-
schieden, der die Rückfüh-
rung der aufgenommenen
Kredite in einem angemes-
senen Zeitraum verbindlich
regelt. 4Eine Störung des
gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts ist keine
Notsituation in Sinne des
Satzes 1.
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AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)
Absatz 2
Nach Maßgabe des Ausfüh-
rungsgesetzes nach Absatz 5
kann die nach Absatz 1 Satz 2
bis 4 zulässige Kreditaufnah-
me bei Nachträgen zum Haus-
haltsgesetz und zum Haus-
haltsplan bis zu einer im Aus-
führungsgesetz festzulegen-
den Grenze überschritten wer-
den; mit diesem Nachtrag dür-
fen keine Ausgaben für neue
Zwecke beschlossen werden.

Absatz 3
1In Sondersituationen, die ei-
nen besonderen Finanzbedarf
des Bundes begründen, kann
die nach Absatz 1 Satz 2 bis 4
zulässige Kreditaufnahme auf-
grund eines Beschlusses des
Bundestages um bis zu den-
jenigen Betrag überschritten
werden, der dem besonderen

Absatz 2
1Das Verfahren zur
Berechnung des kon-
junkturbereinigten
Haushaltssaldos ori-
entiert sich an den
Vorgaben der ent-
sprechenden
Rechtsakte der Euro-
päischen Gemein-
schaft. 2Näheres wird
durch Bundesgesetz
bestimmt. 3Die Be-
rechnung wird dem
Deutschen Bundes-
tag zusammen mit
dem Nachweis, dass
die konjunkturbe-
dingten Abweichun-
gen über den Kon-
junkturzyklus hinweg
ausgeglichen sind,
mit dem Haushalts-
gesetz jährlich vorge-
legt. 4Die nicht kon-
junkturbedingten
Abweichungen (z. B.
aus den Abweichun-
gen zwischen Soll
und Ist) werden in
einem Ausgleichs-
konto festgehalten,
das dem Deutschen

Absatz 4
1In besonderen
Ausnahmefällen,
die einen außer-
gewöhnlichen Fi-
nanzbedarf be-
gründen, kann mit
der Mehrheit von
zwei Dritteln der

Absatz 2
Abweichend zu Absatz 1 ist
die Aufnahme von Kassen-
verstärkungskrediten zur
Aufrechterhaltung einer
ordnungsgemäßen Kas-
senwirtschaft bis zur Höhe
von zehn Prozent der End-
summe des abgelaufenen
Haushaltsjahres zulässig.
Für diese Kredite ist der
Bund selbstverantwortlich.

Absatz 3
Kredite, die außerhalb der
Ermächtigungen nach die-
sem Gesetz aufgenommen
werden, sind nichtig.
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AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)
Finanzbedarf entspricht. 2Der
Beschluss bedarf der Zustim-
mung von drei Fünfteln (zwei
Dritteln) der Mitglieder des
Bundestages.

Absatz 4
1Abweichungen der tatsächli-
chen Kreditaufnahme von der
nach Abs.1 bei rückwirkender
Betrachtung zulässigen Kre-
ditaufnahme sind auf einem
Verrechungskonto (Kontroll-
konto) zu erfassen.
2Abweichungen, die auf einer
Ermächtigung des Absatzes 3
beruhen, bleiben außer Be-
tracht. 3Ist der Saldo des Kon-
trollkontos negativ und über-
schreitet der Betrag des Sal-
dos zwei Prozent des Bruttoin-
landsproduktes, verringert
sich die Ermächtigung nach
Absatz 1 Satz 3 im Folgejahr
um den Betrag, um den das
Kontrollkonto diese Grenze
überschreitet. 4In dem Ausfüh-
rungsgesetz nach Absatz 5
können weitere Maßnahmen
vorgesehen werden, die bei
geringeren negativen Salden
des Kontrollkontos zu ergrei-
fen sind.

Bundestag jährlich
mit dem Haushalts-
gesetz vorzulegen
ist. 5Das Ausgleichs-
konto ist im folgen-
dem (Alt.: in den fol-
genden beiden)
Haushaltsjahr/en
auszugleichen. 6Eine
Kreditaufnahme in-
folge nicht konjunk-
turbedingter Abwei-
chungen ist im fol-
gendem (Alt.: in den
folgenden beiden)
Haushaltsjahr/en in
entsprechender Höhe
zurückzuführen. 7Der
Stabilitätsrat über-
prüft die Berechnun-
gen des Konjunktur-
berei-
nigungsverfahrens
sowie den sach-
gerechten Umgang
mit dem Ausgleichs-
konto (kann mE in
109 GG geregelt wer-
den).

Absatz 3

Mitglieder des
Bundestages von
den Regelungen
der Absätze 2 und
3 abgewichen
werden. 2Solche
Ausnahmefälle
können insbeson-
dere schwere Na-
turkatastrophen
und Unglücksfälle
sein.
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AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)

Absatz 5
Das Nähere zu den Absätzen 1
bis 4 regelt ein besonderes
Bundesgesetz (Ausführungs-
gesetz), das der Zustimmung
der Mehrheit der Mitglieder
des Bundestages bedarf.

1Falls der Bundes-
haushalt gem. Abs. 1
ausgeglichen ist,
kann, soweit in ein-
zelnen Haushalts-
jahren die tatsäch-
lichen Ausgaben die
tatsächlichen Ein-
nahmen übersteigen,
dieser Unterschieds-
betrag mit Einnah-
men aus Krediten
ausgeglichen wer-
den. 2Ist der Bundes-
haushalt nach Abs. 1
ausgeglichen und
übersteigen die tat-
sächlichen Einnah-
men die tatsächli-
chen Ausgaben, dür-
fen die erzielten Ü-
berschüsse nicht für
laufende Haushalts-
ausgaben verwandt
werden. (Alt.: sind
die erzielten Über-
schüsse zur Schul-
dentilgung zu ver-
wenden). 3Der Stand
des Aus-
gleichskontos ist in
die Berechnungen
einzubeziehen.

Absatz 5
Das Nähere regelt
ein Bundes-
gesetz.“

Absatz 4
Die Einzelheiten der Absät-
ze 1 bis 3 werden durch
Bundesgesetz geregelt.
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AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)
Kurzfassung
Absatz1
1 Die Aufnahme von Krediten
sowie die Übernahme von Bürg-
schaften, Garantien oder sonsti-
gen Gewährleistungen, die zu
Ausgaben in künftigen Rech-
nungsjahren führen können, be-
dürfen einer der Höhe nach be-
stimmten oder bestimmbaren
Ermächtigung durch Bundesge-
setz.

Absatz 2
1 Einnahmen und Ausgaben
sind in einer konjunkturellen
Normallage ohne Einnahmen
aus Krediten nahezu aus-
zugleichen. 2 Die Auswirkun-
gen einer von der Normallage
abweichenden konjunkturellen
Entwicklung auf den Haushalt
sind im Auf- und Abschwung
symmetrisch zu berücksichti-
gen. 3 Das Nähere, insbeson-
dere die Grenzen einer von
der konjunkturellen Lage un-
abhängigen Kreditaufnahme,
das Verfahren zur Berechnung
der Obergrenze der jährlichen
Nettokreditaufnahme unter
Berücksichtigung der kon-
junkturellen Entwicklung auf

Absatz 4
[= urspr. Art. 115 Abs.
1, S. 1 GG]
Die Aufnahme von
Krediten sowie die Ü-
bernahme von Bürg-
schaften, Garantien
oder sonstigen Ge-
währleistungen, die zu
Ausgaben in künftigen
Rechnungsjahren füh-
ren können, bedürfen
einer der Höhe nach
bestimmten oder be-
stimmbaren Ermächti-
gung durch Bundesge-
setz.

Absatz 5
Die Übernahme von Bürg-
schaften, Garantien oder
sonstigen Gewährleistun-
gen, die zu Ausgaben in
künftigen Rechnungsjahren
führen können, bedürfen
einer den Anforderungen
von Absatz 1 entsprechen-
den Ermächtigung durch
Bundesgesetz. Das Nähere
wird durch Bundesgesetz
geregelt.
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AG 1 – 07
(BMF)

AG 1 – 08
(NW)

AG 1 – 10
(MdB Fromme)

AG 1 – 11
(MdB Kuhn/
MdB Bonde)

K-Drs. 133
(MdB Burgbacher/

MdB Wissing)
der Grundlage eines Konjunk-
turbereinigungsverfahrens
sowie die Kontrolle und den
Ausgleich von Abweichungen
der tatsächlichen Kredit-
aufnahme von der Regelgren-
ze, regelt ein besonderes
Bundesgesetz, das der Zu-
stimmung der Mehrheit der
Mitglieder des Bundestages
bedarf.

Absatz 3
In Sondersituationen darf die
aufgrund Absatz 1 zulässige
Nettokreditaufnahme des Bun-
des nur aufgrund eines Be-
schlusses des Bundestages
überschritten werden, der der
Zustimmung von drei Fünfteln
(zwei Dritteln) der Mitglieder
des Bundestages bedarf.


